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Der Deutsche Anwaltverein (DAV) ist der freiwillige Zusammenschluss der deutschen 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte. Der DAV mit derzeit 65.000 Mitgliedern 

vertritt die Interessen der deutschen Anwaltschaft auf nationaler, europäischer und 

internationaler Ebene. 

___________________________________________________________________ 

 
I. Die beabsichtigte strafrechtsrelevante Gesetzesänderung 
 

Der Referentenentwurf zum Jahressteuergesetz 2009 sieht vor, dass die Frist für die 

Verfolgungsverjährung bei Steuerstraftaten von fünf auf zehn Jahre ausgeweitet wird 

(Artikel 9 Nr. 13 des Referentenentwurfs).  

 

In § 376 AO soll ein neuer Absatz 1 eingefügt werden. Der bisherige § 376 AO würde ohne 

inhaltliche Änderung Absatz 2 werden. 

 

Die Norm würde nunmehr lauten: 

 

§ 376 (AO) Verfolgungsverjährung 

 

(1) Die Verfolgung von Steuerstraftaten verjährt in zehn Jahren. 
 

(2) Die Verjährung der Verfolgung einer Steuerstraftat wird auch dadurch 

unterbrochen, dass dem Beschuldigten die Einleitung des Bußgeld-

verfahrens bekannt gegeben oder diese Bekanntgabe angeordnet wird. 

 

Die beabsichtigte Änderung soll am Tag nach der Verkündung des Gesetzes in Kraft treten 

(Artikel 22 Abs. 1 des Referentenentwurfs). 

 

II. Konsequenzen der beabsichtigten Änderung 
 

Bislang enthält die Abgabenordnung keine eigenen Regelungen für die strafrechtliche 

Verjährung von Steuerstraftaten. Vielmehr kommen die allgemeinen Vorschriften des Straf-

gesetzbuchs zur Anwendung. Strafrechtlich gilt deshalb bisher grundsätzlich die fünfjährige 

Verfolgungsverjährung gem. § 78 Abs. 3 Nr. 4 StGB. 
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Demgegenüber beträgt die steuerliche Festsetzungsfrist nach § 169 Abs. 2 S. 2 AO zehn 

Jahre, soweit die Steuer hinterzogen wurde. Damit fallen nach den bisherigen gesetzlichen 

Regelungen die strafrechtliche Verfolgungsverjährung und die steuerliche 

Festsetzungsverjährung auseinander. 

 

Mit der beabsichtigten Gesetzesänderung soll „eine grundsätzliche Parallelität zwischen 

Steuerfestsetzungsverjährung und steuerstrafrechtlicher Verfolgungsverjährung herbei-

geführt werden“ (Seite 101 RefEntwurf). Zudem würde auch ein vom Referentenentwurf 

gesehener „Wertungswiderspruch zwischen der Verfolgung von Steuerstraftaten und der 

Verfolgung von Steuerordnungswidrigkeiten“ beseitigt werden. Bislang verjähren Steuerord-

nungswidrigkeiten genauso wie die Steuerhinterziehung nach fünf Jahren, vgl. § 384 AO 

(Seite 101 RefEntwurf). 

 

Die Änderung soll nur für Steuerstraftaten gelten, die „bei Inkrafttreten des Gesetzes noch 

nicht verjährt sind“. Dies ergibt sich aber lediglich aus der Begründung des Referenten-

entwurfs (Seite 102 RefEntwurf). In der vorgeschlagenen Gesetzesformulierung ist hierzu 

keine Übergangsregelung vorgesehen, vgl. Art. 9 Nr. 13, Art. 10 oder Art. 22 RefEntwurf. 

 

III. Kritikpunkte aus der Sicht des DAV 
 
1. Die beabsichtigte Ausweitung der Strafverfolgungsverjährung beseitigt keine 

bestehenden, sondern schafft ausschließlich neue Wertungswidersprüche. Die 

Regelungen über die Strafverfolgungsverjährung haben eine materielle Rechtfertigung. 

Nach den anerkannten Straftheorien sinkt das staatliche Sanktionsinteresse, je länger 

die Tatbegehung zurückliegt. Gleichzeitig steigt straftheoretisch das Bedürfnis, 

Rechtsfrieden eintreten zu lassen (vgl. nur BVerfG 2 BvL 15/86 und 23/68 vom 

26.2.1969, BVerfGE 26, 269 ff. – bei juris Tz. 108; MITSCH in Münchener Kommentar 

zum StGB, 2005, § 78 Rz. 3). Mit zunehmendem Zeitablauf mehren sich die 

prozessualen Probleme bei der gerichtlichen Feststellung des maßgeblichen 

Sachverhalts. Vor diesem Hintergrund regeln die Verjährungsvorschriften des 

deutschen Strafrechts die Verjährungszeit bewusst in Abhängigkeit von der Höhe der 

Strafdrohung: Je höher die Strafandrohung für eine Ordnungswidrigkeit oder Straftat, 

desto länger soll eine Strafverfolgung stattfinden. Je niedriger die Strafandrohung ist, 

desto früher muss die Strafverfolgungsverjährung einsetzen. Strafandrohung und 

Verjährungsfrist stehen deshalb nach geltendem Recht in unmittelbarer Korrelation 

(vgl. § 78 Abs. 2 bis § 78 Abs. 3 Nr. 5 StGB).  
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2. Nach diesem System sieht das Gesetz eine zehnjährige Verjährungsfrist für solche 

Taten vor, die im Höchstmaß mit Freiheitsstrafe von mehr als fünf bis maximal zehn 

Jahren bedroht sind. Hierunter fallen Verbrechen wie etwa der sexuelle Missbrauch 

(§ 179 StGB), die qualifizierte Freiheitsberaubung (§ 239 Abs. 3 StGB) oder der 

bandenmäßige und gewerbsmäßige Betrug (§ 263 Abs. 5 StGB). Demgegenüber ist für 

die allgemeinen Vermögensdelikte, die im Grundtatbestand einheitlich mit maximal fünf 

Jahren Freiheitsstrafe bedroht sind, eine fünfjährige Verjährungsfrist vorgesehen. Dies 

gilt bislang gleichermaßen für den Betrug (§ 263 Abs. 1 StGB), den Diebstahl (§ 242 

Abs. 1 StGB), die Unterschlagung (§ 246 StGB), die Untreue (§ 266 Abs. 1 StGB) oder 

eben auch die Steuerhinterziehung nach § 370 AO. 

 

Die beabsichtigte Gesetzesänderung würde dieses Grundmodell durchbrechen, 

welches nicht zufällig gewählt wurde, sondern an die materielle Rechtfertigung der 

Verfolgungsverjährung als Rechtsinstitut anknüpft. Sie würde im Ergebnis dazu führen, 

dass der Täter eines Vermögensdelikts gegenüber einer Privatperson (bspw. Diebstahl, 

Betrug oder Unterschlagung) weniger intensiv verfolgt werden würde, als der Täter 

eines Vermögensdelikts gegenüber dem Staat. Eine solche Besserstellung ist dem 

geltenden Recht gegenüber systemwidrig. Eine materielle Rechtfertigung hierfür ist 

nicht erkennbar. 

 

3. Die Begründung des Referentenentwurfs, wonach die strafrechtliche Verjährungsfrist 

an die steuerliche Festsetzungsfrist angepasst werden soll, überzeugt nicht. Einen 

solchen Gleichlauf gibt es auch in anderen Rechtsgebieten nicht. So läuft die 

strafrechtliche Verjährung generell unabhängig von der zivilrechtlichen Verjährung. Es 

existieren auch insoweit keine parallel laufenden Verjährungsfristen zwischen der 

strafrechtlichen Verfolgung des Täters und den zivilrechtlichen 

Schadensersatzansprüchen. Beispielsweise verjährt die strafrechtliche Verfolgung des 

Betrugs nach § 78 Abs. 3 StGB grundsätzlich innerhalb von fünf Jahren, während sich 

die zivilrechtliche Verjährung nach §§ 194 ff. BGB richtet. Gleiches gilt auch für die 

Verjährung von Ansprüchen nach dem Sozialversicherungsrecht und die 

Strafverfolgungsverjährung wegen des Vorwurfs der Verkürzung von Sozialabgaben 

(§ 266a StGB). Auch dort ist ein Parallellauf nicht vorgesehen. Tatsächlich ist der 

unterschiedliche Lauf der Strafverfolgungsverjährung einerseits und der Verjährung von 

Schadensersatz- und Ausgleichsansprüchen kein „Wertungswiderspruch“, sondern der 

gesetzliche Regelfall.  
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 Für die Abweichung der Fristen gibt es einen einfachen Grund: Bei einer im Höchstmaß 

mit fünf Jahren Freiheitsstrafe bedrohten Tat soll nach Ablauf von fünf Jahren ohne 

verjährungsunterbrechende oder –hemmende Umstände für den Bereich der 

Strafverfolgung Rechtsfrieden eintreten. Die von der Tat betroffenen oder aus der Tat 

herrührenden Ansprüche sollen dagegen noch deutlich länger zu einem 

vermögensrechtlichen Ausgleich geltend gemacht werden können. Dies wird der 

unterschiedlichen Ratio und der unterschiedlichen Funktion der Verjährungsregelungen 

gerecht. 

 

4. Der Gesetzgeber wird das vermeintliche Ziel des Referentenentwurfs, eine Parallelität 

zwischen Strafverfolgungs- und steuerlicher Festsetzungsverjährung herzustellen, 

rechtlich und tatsächlich nicht erreichen können. Der fehlende Gleichlauf ist 

systemimmanent, da die Vorschriften bzgl. Beginn, Hemmung, Ruhen bzw. 

Unterbrechung der Verjährung an unterschiedliche Sachverhalte anknüpfen. Auch 

wenn beide Fristen jeweils 10 Jahren betragen, wird der Lauf der strafrechtlichen und 

der steuerlichen Verjährungsfristen sich voneinander unterscheiden. Denn 

insbesondere der Beginn der Verjährung ist abhängig von den jeweiligen Vorschriften 

im Strafrecht gem. § 78 ff. StGB und im Steuerrecht gem. § 169 ff. AO, die deutlich 

voneinander abweichen. 

 

5. Entgegen der Darstellung in der Begründung des Referentenentwurfs ist der 

Unterschied zwischen der steuerlichen Festsetzungsverjährung und der 

strafrechtlichen Verfolgungsverjährung nicht durch die Aufgabe des sogenannten 

„Fortsetzungszusammenhangs“ in der Rechtsprechung herbeigeführt worden. Nach 

dem „Fortsetzungszusammenhang“ sollten die auf einem einheitlichen Entschluss 

beruhenden, gleichartigen Straftaten als „eine Tat“ angesehen werden. Dies hatte zur 

Folge, dass bspw. die sich Jahr für Jahr wiederholende Einkommensteuerhinterziehung 

als eine fortwährende Tat angesehen wurde, für die die Verjährung nicht zu laufen 

begann, solang der Täter sein Verhalten fortsetzte. Das Ergebnis war nicht ein 

gedanklicher Gleichlauf von strafrechtlicher und steuerlicher Verjährung. Das Ergebnis 

war vielmehr, dass die Strafverfolgungsverjährung gleichsam unendlich aufgeschoben 

wurde. Über die Regelung in § 171 Abs. 7 AO (keine Festsetzungsverjährung, solange 

die Tat strafrechtlich verfolgt werden kann) wurde der Fiskus durch die strafrechtlich 

Rechtsfigur reflexartig mit begünstigt, indem er sich für die Durchsetzung seiner 

Steueransprüche ebenfalls gleichsam unendlich Zeit lassen konnte.  
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 Der große Senat des BGH hat die Rechtsfigur der fortgesetzten Handlung aufgegeben 

und als entscheidendes Argument angeführt, dass durch sie die gesetzlichen 

Regelungen über Verjährungsfristen „faktisch außer Kraft gesetzt“ würden (BGH GSSt 

2 und 3/93 vom 3.5.1994, BGHSt 40, 138, 153). Der 5. Strafsenat hat sich dem für das 

Steuerstrafrecht angeschlossen und hierbei insbesondere auch darauf abgestellt, dem 

Fiskus solle nicht steuerlich der (systemwidrige) Rückgriff auf Handlungen ermöglicht 

werden, die bei Betrachtung als Einzeltat bereits verjährt seien (BGH 5 StR 595/93 vom 

20.6.1994, BStBl. 1994 II, 673, 674).  

 

Der Referentenentwurf stellt die Verhältnisse auf den Kopf, wenn er den Eindruck zu 

erwecken versucht, eine systemwidrige Fehlentwicklung der Rechtsprechung 

korrigieren zu wollen. 

 

6. Entgegen der Absicht des Bundesfinanzministeriums hätte die Neuregelung mittelbar 

auch eine Strafverschärfung für Steuerhinterzieher zur Folge. Nach Aussage eines 

Sprechers ist mit der beabsichtigten Verlängerung eine Änderung des Strafmaßes nicht 

verbunden (dpa-Meldung vom 1.5.2008). Durch die Ausweitung der Frist sind aber im 

Ergebnis gleichwohl härtere Strafen zu erwarten: Durch die Verlängerung der Fristen 

erhöht sich der zu berücksichtigende Zeitraum. Liegt aufgrund der Fristverlängerung 

auch eine Steuerhinterziehung mit einem insgesamt höheren Verkürzungsschaden vor, 

führt dies bei Überführung zu einer härteren Bestrafung. 

 

7. Der vom Referentenentwurf gesehene Wertungswiderspruch aufgrund der bislang 

geltenden fünfjährigen Verjährung sowohl für die Steuerhinterziehung als auch für die 

leichtfertige Steuerverkürzung besteht nicht. Der Entwurf  verkennt, dass die Regelung 

der Verjährung in § 384 AO bereits eine Sonderregelung gegenüber den allgemeinen 

Verjährungsvorschriften nach 31 ff. OWiG ist. Mit der Einführung einer weiteren 

Sonderregelung für die Steuerhinterziehung würde sich der Gesetzgeber noch weiter 

von der Gesetzessystematik entfernen. 

 

8. Letztlich sind die tatsächlichen Beweggründe des Referentenentwurfs offensichtlich. 

Die Verlängerung der Verjährungsfrist wird bezeichnet als Maßnahme „zur 

Verhinderung von Steuerausfällen“ und „zur Sicherung des Steueraufkommens“ 

(Begleittext zum Referentenentwurf auf www.bundesfinanzministerium.de vom 

30.4.2008). Den Finanzbehörden und insbesondere den Steuerfahndungsstellen soll 

zukünftig mehr Zeit eingeräumt werden, um ihrer Arbeit nachzugehen.  
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 Anders ausgedrückt: Aufgrund der bestehenden personellen Defizite in der 

Steuerfahndung ist die Verlängerung der Verjährungsfrist nötig, um Steuerstraftaten vor 

Eintritt der Verjährung abarbeiten zu können. Der Entwurf will in das Grundsystem der 

strafrechtlichen Verjährungsvorschriften eingreifen, um Defizite auszugleichen, die 

durch eine mangelhafte Ausstattung der Finanzbehörden durch den Staat selbst 

hervorgerufen werden. Dies sollte nicht die Zustimmung des Parlaments finden. 

 

9. Im Ergebnis ist die beabsichtigte Verlängerung der Strafverfolgungsverjährung durch 

§ 376 AO in der Fassung des Referentenentwurfs somit abzulehnen. Selbst wenn man 

aber den dargestellten Einwänden nicht folgt, sollte jedenfalls der zeitliche 

Anwendungsbereich der Rechtsänderung gesetzlich klargestellt werden. 

 

Nach Auffassung der Autoren des Referentenentwurfs soll die gesetzliche 

Verlängerung der Strafverfolgungsverjährung für die Steuerhinterziehung in § 376 

Abs. 1 AO nF nur für die Steuerstraftaten gelten, die bei Inkrafttreten des Gesetzes 

noch nicht verjährt sind. Dies geht allerdings nur aus der Begründung des 

Referentenentwurfs zum Jahressteuergesetz 2009 hervor. Eine gesetzliche Regelung 

des zeitlichen Anwendungsbereichs, wie sie sich bspw. in Art. 315c ff. EGStGB findet, 

ist in dem Referentenentwurf des Jahressteuergesetzes 2009 nicht vorgesehen. Es 

besteht aber Bedarf für eine gesetzliche Klarstellung. Die Rechtsauffassung, welche in 

der Begründung zum Referentenentwurf zum Ausdruck gebracht wird, stimmt zwar mit 

der ganz überwiegenden Auffassung der Rechtsprechung und der Literatur zur 

Auslegung der Verjährungsvorschriften überein (BVerfG 2 BvL 15/68 vom 26.2.1969, 

BVerfGE 25, 269; BGH IX RB 20/03 vom 4.11.2003, NJW 2004, 1539, 1541; 

STREE/STERNBERG-LIEBEN in Schönke/Schröder, StGB, 27. Aufl. 2006, § 78 Rz. 11 

mwN). Um die verbleibenden Unsicherheiten in dem sensiblen Bereich der 

strafrechtlichen Verfolgungsverjährung zu vermeiden, ist es aber zu empfehlen, in das 

Gesetz eine ausdrückliche Regelung aufzunehmen, wie der Gesetzgeber dies unlängst 

auch für den Bereich des § 78b in Art. 316c EGStGB aufgenommen hat (eingefügt 

durch Art. 51 Nr. 2 des Gesetzes vom 23.11.2007, BGBl. 2007 I, 2614). Anderenfalls 

würde in der Praxis insbesondere für die Abgabe einer strafbefreienden Selbstanzeige 

nach § 371 AO eine erhebliche Unsicherheit bestehen bleiben, da zum Zeitpunkt der 

Abgabe der Selbstanzeige nicht aus dem Gesetz eindeutig zu erkennen ist, welche 

Sachverhalte aus der Vergangenheit strafrechtlich noch verfolgt werden können und 

deshalb in die Selbstanzeige einbezogen werden müssen.  

 



 9

Gesetzestechnisch dürfte es unproblematisch sein, in das Einführungsgesetz zur 

Abgabenordnung EGAO eine Vorschrift entsprechend dem Art. 316c EGStGB 

aufzunehmen, die den zeitlichen Anwendungsbereich eines möglichen § 376 

Abs. 1 AO nF ausdrücklich regelt. 

 

Letztlich sollte es aber nach unserer Auffassung auf die dargestellten Probleme zum 

zeitlichen Anwendungsbereich schon deshalb nicht ankommen, da eine Verlängerung der 

Verjährungsfristen – wie in § 376 Abs. 1 AO in der Fassung des Referentenentwurfs 

vorgesehen – bereits dem Grunde nach abzulehnen ist. 

 


